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in Nordirland eingeführt werden



2.3 Waren, die direkt aus Großbritannien in
Nordirland eingeführt werden

2.4 Direkter Warenverkehr zwischen
Großbritannien und Nordirland nach dem
Recht des Vereinigten Königreichs

2.5 Anwendung von Präferenzabkommen
mit Drittländern in Nordirland

2.6 Waren, die nicht auf direktem Weg von
Großbritannien in Nordirland eingeführt
werden

2.7 Unionswaren, die über Großbritannien
nach Nordirland verbracht werden

3 Die Regelung in Bezug auf die
Mehrwertsteuer und Verbrauchsteuern

4 Die Regelung in Bezug auf
Produktvorschriften

5 Auswirkungen des Handels- und
Kooperationsabkommens EU-VK auf
Nordirland

6 Checklisten für Unternehmen
6.1 Zollrecht
6.2 Umsatzsteuerrecht
6.3 Verbrauchsteuerrecht
6.4 Intrastat
6.5 Produktstandards
6.6 Dual-Use-Güter und ähnliche

Beschränkungen
Stichwortverzeichnis
Arbeitshilfen Online



Hinweis zum Urheberrecht:
Alle Inhalte dieses eBooks sind urheberrechtlich geschützt.
Bitte respektieren Sie die Rechte der Autorinnen und
Autoren, indem sie keine ungenehmigten Kopien in Umlauf
bringen.
Dafür vielen Dank!

Schäffer-Poeschel Verlag für Wirtschaft - Steuern - Recht
GmbH



Bibliografische Information der Deutschen
Nationalbibliothek
Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese
Publikation in der Deutschen Nationalbibliografie;
detaillierte bibliografische Daten sind im Internet über
http://dnb.dnb.de/ abrufbar.

Print: ISBN 978-3-7910-5213-7 Bestell-Nr. 17207-0002
ePub: ISBN 978-3-7910-5214-4 Bestell-Nr. 17207-0101
ePDF: ISBN 978-3-7910-5215-1 Bestell-Nr. 17207-0151

Letzgus/Prätzler/Amedov/Babel/Buschermöhle/Gebhardt/Klin
genberg/Krome/Lessig/Ley/Lux/Röller/Roß-
Kirsch/Thomas/Tigges
Brexit-Handbuch für Unternehmen und Berater
2. Auflage, August 2021
© 2021 Schäffer-Poeschel Verlag für Wirtschaft · Steuern ·
Recht GmbH
www.schaeffer-poeschel.de
service@schaeffer-poeschel.de
Bildnachweis (Cover): ©ktsdesign, shutterstock
Produktmanagement: Rudolf Steinleitner
Lektorat: Petra Bandl
Dieses Werk einschließlich aller seiner Teile ist
urheberrechtlich geschützt. Alle Rechte, insbesondere die
der Vervielfältigung, des auszugsweisen Nachdrucks, der
Übersetzung und der Einspeicherung und Verarbeitung in
elektronischen Systemen, vorbehalten. Alle Angaben/Daten

http://dnb.dnb.de/
http://www.schaeffer-poeschel.de/
mailto:service@schaeffer-poeschel.de


nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewähr für
Vollständigkeit und Richtigkeit.
Schäffer-Poeschel Verlag Stuttgart
Ein Unternehmen der Haufe Group

Für Bücher mit Online-Angebot gilt: Die Inhalte auf unserem Online-
Angebot stehen für 12 Monate nach Einstellen bzw. Abverkauf des Buches,
mindestens aber für zwei Jahre nach Erscheinen des Buches, zur Verfügung.
Einen Anspruch auf Nutzung darüber hinaus besteht nicht.
Sofern diese Publikation bzw. das Online-Angebot Links auf Webseiten
Dritter enthalten sollte, so übernehmen wir für deren Inhalte und die
Verfügbarkeit keine Haftung. Wir machen uns diese Inhalte nicht zu eigen
und verweisen lediglich auf deren Stand zum Zeitpunkt der
Erstveröffentlichung.



Vorwort zur zweiten Auflage
Seit dem Erscheinen der ersten Auflage unseres Brexit-
Kompendiums vor einem Jahr ist viel passiert: Die Pandemie
verdrängte phasenweise alle anderen Themen in den
Hintergrund. Immerhin ist es – wiederum in der letzten
Minute – gelungen, einen harten Brexit ohne eine über
Standards der Welthandelsorganisation WTO hinausgehende
Regelung zu vermeiden. Allerdings regelt das Handels- und
Kooperationsabkommen trotz seines beachtlichen Umfangs
von fast 1.500 Seiten längst nicht alles. Seine
Praxistauglichkeit, insbesondere in Bezug auf das Verhältnis
zwischen Nordirland zur EU einerseits und zu Großbritannien
andererseits, aber beispielsweise auch im Bereich der
Wettbewerbsregeln und ihrer Durchsetzbarkeit, muss sich
erst erweisen. Dass Großbritannien sich zumindest in
wirtschaftlichen Fragen nicht mehr nur oder primär als
europäischer Spieler sieht, lässt sich auch daran ablesen,
dass man sich nunmehr stärker auf OECD-Regeln bezieht,
auch wenn diese hinter den Vorgaben des EU-Rechts
zurückbleiben, und sich gleichzeitig verstärkt um den
Abschluss von Handelsabkommen mit anderen wichtigen
Volkswirtschaften (wie den USA) bzw. um die Einbeziehung
in andere bestehende Freihandelsabkommen (wie das sog.
Transpazifische Abkommen) bemüht. Die Welt hat sich aber
auch sonst stark verändert: In den USA gibt es eine neue
Bundesregierung und geänderte Mehrheitsverhältnisse im
Kongress. Dies gibt auch den in den letzten Monaten
intensivierten Bemühungen zur Schaffung einer neuen
internationalen Steuerordnung wieder neue Perspektiven.
Nachdem der im Anschluss an den formalen Austritt des
Vereinigen Königreichs (VK) aus der EU am 31.01.2020 in



Gang gesetzte elfmonatige Übergangszeitraum Ende des
Jahres 2020 abgelaufen ist, gelten im Verhältnis zwischen
dem Vereinigten Königreich und der EU neue Regeln. Dies
sind zunächst diejenigen des Handels- und
Kooperationsabkommens. Soweit dieses keine Regelungen
trifft, leben entweder bilaterale Abkommen der einzelnen
EU-Staaten mit dem VK wieder auf oder es gelten
»lediglich« noch globale Standards wie etwa die WTO-
Regeln.
In der zweiten Auflage waren zunächst die Erläuterungen
zur Koordinierung der sozialen Sicherheitssysteme (Kapitel
F) völlig neu zu schreiben. Auch das Kapitel zu
Mitarbeiterentsendungen wurde grundlegend überarbeitet.
Schließlich haben wir erstmals auch ein Kapitel zu
Änderungen im Bereich des Aufenthalts- und Arbeitsrechts
(Kapitel G) aufgenommen. Im Bereich Zölle (Kapitel I) und
vor allem Nordirland (Kapitel J) waren auch größere
Anpassungen aufgrund des Handels- und
Kooperationsabkommens und der Sonderregelungen für
Nordirland erforderlich. In den übrigen Kapiteln gab es nur
wenige Brexit-spezifische Neuregelungen seit der ersten
Auflage. Allerdings sorgte der deutsche Gesetzgeber dafür,
dass einige der in den letzten Jahren neu eingeführten
Brexit-bezogenen Regelungen durch Neuregelungen
überlagert, wenn nicht gar bereits wieder abgeschafft
wurden. Die zugrunde liegenden Gesetzgebungsverfahren
wurden erst kurz vor Drucklegung abgeschlossen und
werden an den entsprechenden Stellen im Kapitel C (direkte
Steuern) jeweils angesprochen.
Ist damit nun alles klar? Nein, aber einige Weichen sind nun
gestellt. Vor allem aber sind die »Post-Brexit«-Regeln seit
Beginn des Jahres bereits anwendbar. Wer sie nicht
berücksichtigt, den kann – in Abwandlung einer berühmten
anderen Äußerung – »das Leben« bzw. der Wettbewerb
»bestrafen«. Den Praxistest muss das neue Verhältnis



zwischen dem VK und der EU erst noch bestehen, und zwar
nicht nur, aber auch, was den besonderen Status von
Nordirland anbetrifft. Man könnte die vorliegende zweite
Auflage daher auch mit dem Untertitel »Brexit is done – is
Brexit done?« versehen.
In diesem Sinne wünschen wir dem geneigten Leser eine
anregende Lektüre, viele neue Erkenntnisse und eine erste
praktische Hilfe bei den hier erläuterten rechtlichen und
steuerlichen Herausforderungen, denen sich derzeit viele
Unternehmen und deren Berater stellen müssen.
Frankfurt, im Juni 2021
Christof Letzgus und Robert Prätzler



Vorwort zur ersten Auflage
Als überzeugte Europäer trauten wir unseren Augen und
Ohren kaum, als im Juni 2016 die an dem von
Premierminister Cameron einberufenen Referendum
teilnehmende Bevölkerung des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland mit knapper Mehrheit für den
Austritt aus der EU votierte. Damit wollte erstmals ein EU-
Mitgliedstaat die Gemeinschaft wieder verlassen, ein nie
zuvor gekannter Vorgang, mit dem alle Beteiligten und
Betroffenen umzugehen lernen mussten. Dieser Lernprozess
ist längst nicht abgeschlossen, da die eigentliche rechtliche
»Statusänderung« noch bevorsteht. Die britischen
Industrieverbände warnten frühzeitig eindringlich vor den
Auswirkungen der Entscheidung auf die britische
Volkswirtschaft, indes ohne sichtbare Auswirkung auf das
tief gespaltene öffentliche Meinungsbild und politische
Entscheidungen. Das Mantra von der ur-demokratischen
Entscheidung der Mehrheit der Bevölkerung prägte die
Regierungspolitik sowohl unter Theresa May nach dem
Rücktritt von Premier Cameron im Anschluss an das
Referendum vom 23. Juni 2016 als auch seit Sommer 2019
unter Leitung von Premierminister Boris Johnson. Dieser
sprach sogar von einer »Do or die«-Entscheidung, den
Austritt so rasch wie möglich zu vollziehen.
Als der Schäffer-Poeschel Verlag mit dem Vorschlag auf uns
zukam, ein Praktiker-Handbuch zum Brexit zu verfassen,
waren gerade die letzten Versuche der Regierung unter
Führung von Theresa May gescheitert, eine Unterhaus-
Mehrheit für das von ihr mit der EU ausgehandelte
Austrittsabkommen herzustellen. Nicht überraschend konnte
angesichts der damals bevorstehenden Wahlen zum



Europäischen Parlament keine Lösung mehr erzielt werden.
Das Ergebnis der Europawahl vom Mai 2019 ist bekannt:
Ausgerechnet die Brexit-Partei erhielt in dieser letzten Wahl
unter Beteiligung des Vereinigten Königreichs dort die
meisten Stimmen und Sitze.
In dieser Zeit erschien die Anfrage des Verlags ein wenig
wie ein »Himmelfahrtskommando«, da niemand
vorhersehen konnte, ob und bis wann welche Lösung erzielt
werden könnte. Uns war aber schnell klar, dass wir dieses
Wagnis eingehen wollten und mussten, weil die betroffenen
Unternehmen und ihre Berater aufgrund der vielen
Unsicherheiten und dem drohenden »No-Deal«-Szenario
dringend nach Orientierungsplanken und Hilfestellung im
Umgang mit den praktischen Herausforderungen suchten.
Ermutigt wurden wir dabei auch durch die vorbildliche
Information unserer Kolleginnen und Kollegen bei PwC UK
sowie durch gemeinsame Brexit-Initiativen mit PwC UK und
innerhalb von PwC Europe.
Seit dem 1. Februar 2020 ist das Vereinigte Königreich nun
endgültig aus der EU ausgetreten. Dies ist ein wichtiger
Meilenstein und angemessener Zeitpunkt, um einen
Überblick über die aktuelle Rechtslage und das, was ohne
die Vereinbarung neuer Bedingungen für das künftige
Verhältnis zwischen dem Vereinigten Königreich und der EU
zu erwarten ist, zusammenzustellen. Denn die Gefahr eines
Ausstiegs ohne »Deal« ist bei weitem nicht gebannt. Wie
schon während der Austrittsverhandlungen gibt es immer
noch einen großen Unterschied zwischen
Entscheidungsautonomie und Binnenmarkt bzw. einer auf
EU-Seite befürchteten »Rosinenpickerei« zu Lasten der
verbliebenen EU-Mitgliedstaaten. Bereits vor Beginn der
offiziellen Verhandlungen in der ersten Märzwoche dieses
Jahres bekräftigten beide Verhandlungsseiten
publikumswirksam ihre jeweiligen »roten Linien«, die
keinesfalls zu überschreiten seien. Eine dauerhafte Lösung



für Nordirland, die über die im Austrittsabkommen vom
Oktober 2019 vereinbarte Übergangslösung hinausreicht
(die im Übrigen auch noch ihrer praktischen Umsetzung
harrt), steht ebenfalls noch aus. Der Verhandlungszeitraum
beträgt derzeit nur noch gut neun Monate und wird bei
Erscheinen dieses Buches noch weiter geschrumpft sein.
Eine Verlängerung dieser Frist, die nach derzeitiger
Rechtslage bis spätestens Juni 2020 beantragt werden
müsste, erscheint keineswegs gesichert. Die
Verlängerungsoption wird bislang nur von der EU-Seite
hervorgehoben, während der britische Premierminister keine
Gelegenheit versäumt zu betonen, dass er keinesfalls zu
einer derartigen Verlängerung bereit sei. Deshalb ist damit
zu rechnen, dass, wenn es überhaupt noch rechtzeitig zu
einem »Deal« kommen sollte, dieser eher allgemeiner Natur
sein wird und viele Detailfragen noch klärungsbedürftig
bleiben werden.
Wir danken dem Verlag und insbesondere Herrn Rudolf
Steinleitner für die stets wohlwollende und motivierende
Begleitung sowie Frau Claudia Lange und Frau Petra Bandl
für Ihre Geduld und freundliche Unterstützung in allen
administrativen und redaktionellen Dingen. Darüber hinaus
möchten wir uns bei zahlreichen Kolleginnen bei der PwC
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft sowie bei der PwC
Legal AG ebenso wie bei den Kolleginnen und Kollegen bei
PwC UK und in weiteren Mitgliedsfirmen des globalen PwC-
Netzwerks für ihre wertvollen Hinweise bedanken,
insbesondere Lucy Redding, Katherine Saunders, Aiden
Coleman, Kavita Chana, Andrew Gray, Emily Khan,
Catherine Turnbull-Hall sowie Jan-Willem Thoen.
Wir wünschen unseren Lesern eine anregende Lektüre und
freuen uns über fachliche wie auch praktische Anregungen
aus deutscher, britischer oder EU- bzw. EWR-Sicht.
Frankfurt, im März 2020


